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nichtbehinderten Schülern. Diese Be- 
kanntmachungen sollen den Schulen für 
die Durchführuna der entsorechenden mo- - 
hilen sonderpädagogischen Dienste Hin- 
weise und Hilfen geben. Im gleichen Sinne 
wird das Staatsinstitut für Schulpädagogik 
pädagogische Handreichungen erarbeiten. 
Hans-Jürgen Pitcch 
Gemeinsamer Unterricht von Behinderten
und Nichtbehinderten in Regelschulen des
Saarlandes ') 
 
 
I. Einleitung 
Mit Datum vom 4. August 1987 hat der 
Minister für Kultus, Bildung und Wissen- 
schaft des Saarlandes eine .Verordnung - 
Schulordnung - über die gemeinsame Un- 
terrichtung von Behinderten und Nichtbe- 
hinderten in Schulen der Reaelform " flnte- 
grationcverardnung)" veröffentlicht (Arnts- 
hlatt des Saarlandes. Seite 9721, welche die 
\<liiilri~rhtlichc C;riin<lli$gc i i i r  r l i ~  int<qra- 
tiv? 5rhtlllsrhe Ford~r i~nq  iilirh 1161111no(1r- 
ter Schülerinnen und Schülerin Regelschu- 
len darstellt und gleichzeitig das Verfahren 
regelt, in welchem integrative schulische 
Förderung im Einzelfall in Gang gebracht 
werden kann. 
Die Vorarbeiten zu dieser Rechtsverord- 
nung hatte eine vom saarländischen Kul- 
tusminister berufene ..Kommission für die 
Integration behinderter Schülerinnen und 
Schüler" (KIBS) geleistet, die seit 1985 un- 
ter dem Vorsitz von Prof. Dr. Alfred Sander 
M. A. arbeitete. Dieser Kommission gehör- 
ten 1986 bereits zweiundzwanzig Personen 
an, die als Vertreter zahlreicher Vereine. 
Verbände, Behörden und behördlicher 
Dienststellen benannt worden waren. Zu 
Beginn der Kommissionsarbeit hatte Prof. 
Dr. Alfred Sander ein umfangreiches Pa- 
pier vorgelegt. welches unter anderem ins- 
gesamt dreizehn verschiedene Formen ah- 
gestufter integrativer Maßnahmen darbot. 
Aus diesem Papier heraus entwickelte die 
KIBS ihre ~ m p f e h l u n ~ e n  für "Richtlinien 
für die Förderung derlntegration hehinder- 
' )  Mit freundlicher Abdmckerlaubnis aus: 
Sonderpädagogik in Rheinland-Pfalz, Heft 41 
1987.29 - 33. 
ter Schüler und Schülerinnen in den Schu- 
len im Saarland". welche am 18. August 
1986 von der Kommission verabschiedet 
und dem Minister für Kultus, Bildung und 
Wissenschaft vorgelegt wurden. Vom saar- 
ländischen Kultusminister wurden diese 
welches noch einmal zahlreiche Ände- 
rungcvorschläge erbrachte. 
Die Verordnung (Integrationsverord- 
nung) vom 4 .  August 1987 hat eine ganze 
Reihe von Änderungswünschen aus dem 
Anhörungsverfahren henicksichtigt und in 
den Gmndtenor der Kommiscionsrmpfeh- 
lung eingearbeitet. 
2. Die In tegrationc-Verordnung 
Die Integrations-Verordnung vom 4. Au- 
gust 1987 regelt in zehn Paragraphen (da-
von neun inhaltliche) die Möglichkeit inte- 
grativer Unterrichtung und das Verfahren. 
Im folgenden Textwerden die Paragraphen 
kurz dargestellt. 
 
2.1 Möglichkeiten integraliver 
Un temchtung 
Integrative schulische Förderung Behin- 
derter setzt voraus, da15 zunächst einmal die 
Behinderung und damit ein conderpädago- 
gischer Förderungsbedarf auf dem übli- 
chen Wege des pädagogicch-pcychologi- 
schen Gutachtens festgestellt worden ist. 
Ist dieser besondere sonderpädagogische 
Förderungsbedarf gutachterlich festge- 
stellt. können die betroffenen Eltern ~ die ~~ in- 
teqratiire Bezchulung ilirci hrhirirlrrtrii 
K.ncles in einer Schuli:dt?r Reqelform beiin- 
tragen. Als Voraussetzung wird weiterhin 
verlanat. daß die anaefraate Schule der Re- 
gelfor& die e ~ o r d e ~ i c h ~ ~ o n d e r ~ ä d
sche Förderung garantieren kann. 
C;run<lsaiilirli w!rd ilirir \4o!lli<likt,.i 
der integrariven Cntrrrichiiing Schiilcrndl- 
Ier Beh~nder~ln<jiartrn ~owira . I r rS< t1111Ior-
men, Schultypei und Schulstufen geboten. 
a g o g i -  
 
2.2 Formen integra tiver Unterrichtung 
Aus dem ursprünglichen Katalog von 
dreizehn verschiedenen Formen abgestuf- 
ter integrativer Maßnahmen sind in der In- 
teqrationc-Verordnung noch sechs Formen 
übrig gehiieben: 
184 
F o m  Bildungspolitik 
2.2.1 Regelklasse mil Beratung: nahme einzelnerbehinderter Schülerir 
Stimmten Fächern am Untemcht der Re ~ ~  
schulemöglich wird. 
Klassenlehrer und Fachlehrer ~~ ~~~~~ der Reael--
schule sollen Gelegenheit haben, sich re-
gelmäßig mit einem Sonderschullehrer zu
beraten. 
 -
 
 
2.3 AoriiwendenderLehrplan bei 
internativer Untemchtuna 
d 
2 2.2 Reqelklasse mit Ambularizlrhrer: Die Intcgrations-Verordnung ~i i i ! rr%r' i i . i -  
det 7wisclien d6.r iritcgr.iti\,en I:nier nch- 
:iing mit glcirhrr Zielvorgal~e ((Inter ncht 
nach denn L<,lirl,l<in dcr Rcgelsrhulel und 
der inteqrativen I;nlerrichtuna rnii ui 1ter- 
schiedlicher Zielvorgabe (lint~rrichl nach 
dem Lehrplan der Schule für Behinderte, 
die der vorlieoenden " Behindemna " eines 
Schülers erilspricht). Im zweiten Fail ist für 
den einzelnen behinderten Schüler ei n in- 
dividueller Förderplan zu erstellen, d r  r 
auch die Bedingungen derinteqrativer i Un- 
temchtung zu beschreiben hat: 
Ziiin Klasseiilelirer d6.r Rrqelklarsc 
kommt mit (,iner auf An und Schwere der 
Hehinderiin!l al>gestinimli,n Wii<lirnstun- 
rlen~iihl ein wr~terer Lehrer hinzu, der R>r- 
derstunden erteilt oder spezielle behinde- 
mgsspezifische Techniken einubt. 
2.2.3 Schiile der Regelformmit 
sonderpädagogischen Förderungs- 
einrichtunqen: 
Die ~egelschule stellt zum regulären 
Klassenunterncht zusätzlich besondere 
Förderungseinnchhingen für die betref- 
fende Behindemngsart zur Verfügung. In 
diesen Färderunaseinnchtunoen können 
behinderte Schüier einzeln oder in Klein- 
gmppen in angemessenem Umfang znsätz- 
lich unterrichtet werden. 
2.4 Bauliche, räumliche, sächliche und 
personelle Voraussetzungen 
integrativer Un temichhuig 
lntegrative Untemchtung behinderter 
Schülerinnen und Schüler setzt voraus, daß 
an der J P W P I I I ( J P ~  S C ~ I I I P  der Re!]rllorm <Ii+
 s& Iilicne Auzsliiltung sowie die notiueni:i- 
gen Lehr- und ~ i l f sGt te1  vorhanden sowie 
die baulichen und räumlichen Bedingun- 
gen gegeben sind. Nur unter dieser Vor- 
aussetzung darf integrative Unterrichtung 
angeordnet werden. Für den Fall, daß auf- 
amnd der Behindenina des Schülers wäh- 
relltl d v .  I'nl.,rr1(.l8twe81 , I U T ~  rtnr. nctrl ( L .  
unq und Furderunq durrh so,ialpada<~i,ii~
sche. therapeutische und pflegen~che 
Kräfte erforderlich ist. darf die integrative 
Untemchtung nur angeordnet werden, 
wenn die entsprechenden FachkräILe iin 
notwendigen Umfang auch zur Verfügung 
stehen. Ein Ersatz dieser Fachkräfte etwa 
durch die Erziehungsberechtigten wird 
nicht zugelassen. 
Welche Lehrkräfte oder sonstiaen Fach- 
kräfte für die integrative unteniChhing zur 
Verfüqunq stehen müssen und in welchem 
zeitlichen~mfana. hat die untere Schulauf. 
sichtsbehörde (~chuiamt) festzulegen 
 
2 2 4 Re~<~olklas~rmit7wei-Padagoqrri
System: 
-
Ein zweiter Lehrer kommt zum Klassen- 
lehrer der Regelklasse mit mindestens drei- 
zehn Wochenstunden hinzu. wenn meh- 
rere behinderte Schüler arn Unterricht teil- 
nehmen. 
2.2.5 Kooperierende Sonderklassein einer 
Schule der Reuelform: 
In einer Schule der Regelform wird eine 
Sonderklasse geführt, die von einem Son- 
derschullehrer unterrichtet wird. Diese 
Sonderklasse arbeitet mit den Regelklas- 
sen so zusammen. da8 deren Schüler am 
Unterricht der Kegelklasse in einzelnen Fä- 
chern teihehmea 
2.2.6 Kooperation einer Schule für  
Behinderte mit einer Schule der 
Regelform: 
Eine Schule für Behinderte arbeitet mit 
einer benachbarten Regelschule eng zu- 
sammen. so daß gemeinsame Schulveran- 
staltungen im außerunternchtlichen Be- 
reich für alle Schüler als auch die Teil- 
- 
2.5 Leistungsbeurteilung. Versetzung, 
Zeugnisse 
Bei integrativer Unterrichtung nach den 
F o m  Bildungspolitik 
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Lehrplänen der Regelschule gelten auch 
die Eingangsvoraussetzungen. Leistungs- 
aniorderungen und Beurteilungskritenen 
dieser Regelschule. 
Jedoch können behinderten Schülern auf 
die jeweilige Behindemng abgestellte Er- 
leichtemngen und Hilfen zur Verfügung 
gestellt werden. 
Bei inteqrativer Unterrichtunq mit unter- 
schiedlich;~ Zielvorgabe richten sich Lei- 
stunqsanforderunqen, ßeurteilunqen. 
~eugnisnoten, \jersetzungsentscheidun- 
gen usw. nach den Vorschriften, die für die 
jeweils der Behindemng des Schülers ent- 
sprechende Schule für Behinderte gelten. 
Eine Sonderregelung gilt für die integrative 
Untemchtung Geistigbehinderter und 
Lernbehinderter: Sie verbleiben auch im 
Falle der Nichtversetzung grundsätzlich in 
ihrem Klassenverband. Die jeweils anqe- 
wandten ~eurteilun~skritehen sind ;m 
Zeugnis anzugeben, d. h., das Zeugnis ent- 
hält einen Vermerk d a ~ b e r .  nach welchem 
Lehrplan bzw. nach welchen Richtlinien 
der Unterricht des einzelnen Schülers er- 
teilt wurde. 
2.6 Zuständigkeit. Antragseriordernis 
Zuständig für die Entscheidung. ab, in 
welcher Form und unter welchen Bedin- 
gungen ein behinderter Schüler integrativ 
unterrichtet wird. ist die für die anaefraate " " 
Schule der Regelform jeweils zuständige 
untere Schulaufsichtsbehörde. Sie kann 
nur auf schriftlichen An'rag der Erzie- 
hungsberechtigten tätig werden. Entspre- 
chende Anträge der Erziehungsherechtig- 
tensind bis spätestens 1. Fehmar zu stellen. 
2.7 Feststellung der sonderpädagogischen 
Fördemngsbedürftigkejt 
Auch bei vorliegendem Antrag auf inte- 
grative schulische Förderung Behinderter 
in Schulen der Regelform ist das jeweils 
geltende - sonderpädagogische Einschu- lunas- hzw. Umschulunasverfahren 4 durch- 
zuführen. In diesem sonderpädagogischen 
Gutachten ist auch festzustellen. daß ein 
behinderter Schüler das Bildungsziel der 
Reqelschule ohne zusätzliche spezifische 
 nahmen nicht erreichen kann. 
2.8 Förderausschuß 
Das in 8 ? geforderte Sonderpädagogi- 
sche Gutachtenist G m d l a g e  der Beratung 
in einem Förderausschuß. der von der je- 
weils zuständigen Schulaufsichtsbehörde 
berufen wird. Dem Förderausschuß gehö- 
ren an: 
- der Schulleiter der angefragten Schule 
der Regelform; 
- ein weiterer Lehrer der angefragten 
Schule der Regelform. nach Möglichkeit 
der künftige Klassenlehrer des hehinder- 
ten Schülers; 
- ein Sonderschullehrer einer der Behin- 
derung des Schülers entsprechenden 
Schule für Behinderte. nach Möglichkeit 
ein Sonderschullehrer, der auch an der 
Erarbeitunq des Sondemädaqoqischen . .. 
~;~ i t a rh r rnch< . t r i l i~ l  war 
ilic! I r / i , ~ l i i i ~ i ~ ~ c l i ~ ~ r t . c h I ~ ~ l e n d e s S c- - 
mit jeweils einer Stimme. 
Beschlüsse werden mit Stimmenmehr- 
heit gefaßt; Stimmenthaltungen sind nicht 
zugelassen. 
Aufgabe des Förderausschusses ist zu- 
nächst die Erstellung einer Kind-Umfeld- 
Diaonose. auf deren Gnindlaoe 
d 
der Förder- 
iiuiichuß die fur intcrgrdtivc srhulisrhe 
120r<li.riiiig rrfordrrlichen \'orausset,un- 
grn fe11701~grr1 hal Der \'orziiz<.nrl~ <Ivs 
I.orderaiisschusses (der Schullcirer der an- 
gclraqten Rcqclschulel kann die im Fordcr- 
ati\s<tiiiß tirreiliqren Lehrer mit der Crstel- 
luiig dieser Kind-Umfeld-Diaqnoce beauf- 
tragen. 
Bei Bedarf kann der Förderausschuß 
mündliche oder schriftliche Stellungnah- 
men des schulärztlichen undloder des 
schulpsychologischen Dienstes beiziehen. 
Bevor der Förderausschuü eine Emufeh- 
lung hinsichtlich einer integrativen schuli- 
schen Fördemnq Behinderter beschließt. 
hat er dem vorsitzenden der Elternvertre- 
tung der angefragten Regelschule Gele- 
genheit zu einer Stellungnahme zu gehen. 
Anschließend beschließt der Förderauc- 
schui? eine Emufehiunrr zu Händen der zu- 
ständigen unteren ~ch;laufsichtsbehörde, 
in welcher auch die erforderlichen Voraus- 
setzungen darzulegen sind. 
h i i l r r s  
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2.9. Entscheidung der Schulaufsichts- 
behörde 
knapp über zwanzig Einzelmaßnahr 
Diese Maßnahmen der ,.Vorlaufplii 
sind sowohl in der KIBS ausführlich bes 
chen worden wie auch in einer Arb, eits- 
gruppe der Universität des Saarlandes ..In- 
tegration behinderter Schülerinnen und 
Schüler" (JRS). vonder einerster Zwiscl ien- 
bcriclit inzwischen vorliegt. 
Leitlinie für die praktische Umsetz :ung 
der Jntegrationsverordnung ist die M ach- 
harkeit vor Ort  Ob eine integrative Be. 
schulung im Einzelfall durchgeführt wer- 
den kann oder nicht. ist davon abhänoiir. " "  ob 
die regional zuständigen Sonderschulen in 
der Lage sind. Lehrerstunden für die spezi- 
fische Fördemng behinderter Kinderin Re- 
gelschulen abzugeben. Es deutet sich jetzt 
bereits an. daß intearationswünsche von 
Erziehungsbererlitywn vor dllem in Hal. 
ivF l ~ ~ n , ~ s r a ~ ( n ~ $ ! n  - o i n ~ ,  R ~ ~ , ~ l ~ ~ ~ ~ ~ r- 
hen, in denen zahlreiche und voll ausge- 
baute Sonderschulen vorhanden sind. die 
bei rückiäufiaen " Schülenahlen Lehrer- 
stunden gut abgeben können. Schwierig- 
keiten machen ietzt bereits inteqrative - Be- 
mühungen „auf dem Lande". wo nur we- 
nige und kleine Sonderschulen vorhanden 
sind und entsprechend kaum Möglichkei- 
len bestehen, Sonderschullehrerstunden 
hierfür zur Verfüaunq zu stellen. In einem 
Fall hat eine IntegrationcmaBnahme bereits 
dazu gelührt. daß eine kieine Schule für 
~ernbehinderte im laufenden Schuliahr 
1987188 statt der vorgesehenen drei Klas- 
sen nur zwei Klassen bilden konnte. 
Als nrohlematisch müssen auch weitere 
Randbedingungen gelten: Während bei- 
spielsweise den Schulen für Geistiqbehin- 
derte Schulbuchzuschüsse automatisch 
überwiesen werden, entfallen diese bei in- 
tearativer Beschuluna eines aeistiabehin- . .. 
d~,rtrr. Kirtlc7i :n <Irr Regi'lschul.+. Hier W -  
brn dit, S<litiltra~ier (Iie iiiiiwc~ndi<i<.n \la- 
terialien zur verfGgung zu stellen. in einem 
Bundesland, das ohnebin an der Amuts- 
menze lebt. können diese zusätzlichen f i -  
ianziellen Anforderungen an die Schulkä- 
qer in Zukunft ein Inteqrationshindernis 
darstellen. 
Ebenso wäre die Hoffnung verwegen. 
durch vermehrte integrative Beschulung 
Behinderter könnten die Sondorschulcn 
Die endgültige Entscheidung über die 
Einleitung einer integrativen Fördermaß- 
nahme trifft dir für die Schule der Regel- 
form zuständiae " Schulaufsichtsbehörde. 
die an die Empfehlung des Förderaus- 
schusces nicht qehuiiden ist. Eine Stellunq- 
nahme des ~chuiarztes und des schulps;- 
chologen ist dann erforderlich. wenn die 
Schulaufsichtsbehörde beahsichligt. einem 
Antrag auf integrative Beschulung ctattzu- 
geben. 
Wird ein Antrag von Erziehungsberech- 
tigten auf integrative Unterrichtung geneh- 
migt. so geschieht dies jeweils unter dem 
Vorbehalt künftiger Änderungen. Es ist 
spätestens im Abstand von zwei Jahren zu 
iihc.rprtii<,n r i h  C!\ bei (Irr .nlc!~rali!'cn 1:n- 
ternchrung blcibrn kniin uli<I.c.r!l<~~~ral
Unterrichtung eines Schülers in anderer 
Form oder unter anderen Voraussetzungen 
fortgesetzt werden kann oder ob die inter- 
grative Unterrichtung zu heenden ist. Letz- 
teres gilt insbesondere beim Übergang in 
eine andere Schulform. cinen anderen 
Schultyp oder eine andere Schulstufe. In 
diesem Fall ist der ursprüngliche Förder- 
ausschul? Prneut anzuhören. 
u n ~ ~ ~ c t ~ ~ r ~ c ~ l ~ ~ ~ -  
2.1 0. Inkrafttreten dieser saarländischen 
In tegra fions- Vernrdn uny 
Diese saarländische Integrations-Ver- 
ordnung ist mit der Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Saarlandes vom L?. August 
1987 in Kraitgetreten. 
3. Vorläiifige Beweriung 
Die jetzt rechtskräftig veröffentlichte In- 
tegrations-Verordnung erscheint dem 
Schulpraktiker übersichtlicher und prakti- 
kabler als der Entwurf der Kommission. 
Bereits im Vorgriff auf die nun veröffent- 
lichte Verordnuna sind in den veraanae- 
nen beiden ~chucahren im ~aar l and  ein- 
zelne Intearationsmaßnahmen in Abspra- 
che zwisrhen den beteiligten Schulen "nd 
den Schulämtern durchgeführt worden. so- 
fern hierfür zusätzliche Stunden sonder- 
padagogischer Fachkräite zur Verfügung 
qestellt werden konnten. Bis Ende des 
~chiiljahres 1986187 waren es insgesamt 
F o m  Bildungspolitik 
allmählich in ihrer Größe abgeschmolzen 
werden. Es zeigt sich jetzt bereits, dd3 nur 
dort. wo aroße und ausaebaute Sonder- 
schulen vorhanden sind. auch die perconel- 
len Möqlichkeiten für intearative Maßnah- 
men vorhanden sind. ~ i n e  deutliche Un- 
gleichbehandlung zwischen ländlichen 
und städtischen Regionen ist heute bereits 
beobachtbar. 
Immerhin: Die Integrations-Verordnung 
bietet nunmehr die rechtlichen Möglich- 
keiten, wenigstens dort behinderte Schüle- 
rinnen und Schüler in Regelschulen zu för- 
dern, wo die Voraussetzungen herstellbar 
sind. Es ist ein Anfang. Mehr nicht. 
Wenn Selbständigkeit zur Illusion wird - 
oder über die Chancen benachteiligter 
Jugendlicherbeim Start insErwachsenen- 
leben 
Ein Interview von Bernd Haselmann 
mit Prof. Dr. Gotthilf GerhardHiller 
Lebensführung fähig sind, ohne besonde- 
ren gesetzlichen Schutz und ohne nennens- 
werte materielle Hilfen. sobald sie ihre Be- 
rufsschulpfücht erfüllt haben. 
Worin besteht die von Ihnen beschriebene 
Lebensproblematik benachteiligter J u -  
gendlicher? 
Nun, ich behaupte, daR. dies zeigt das 
von mir erhobene Datenmaterial aus dem 
Untersuchunasbericht. der über die Ge- 
cchäitsctelle des vdc, (~erscbelplatz l ,  8500 
Nürnberg 70) zu beziehen ist, der beschne- 
bene Personenkreis häufig der Ideologie 
des ,.selbständigen und verantwortlichen 
Lebens in ~ e r u f  Gnd~amilie" nicht entspre- 
chen kann. 
Könnten Sie djes näher erläutern7 
Wenn man davon ausgeht. daß zum selh- 
ständigen Leben auf Dauer gehört. daß 
man über eine separat zugängliche, voll- 
ständige Wohnung mit Kochgelegenheit, 
Dusche und WC verfüaen kann. daß man 
